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#schlaglicht 

Vorschläge vom Wirtschaftsrat: 
Eine Abrechnung 
 
 
 

V.i.S.d.P. DGB-Bezirk Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt,  

Dr. Ernesto Harder, Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover 

Immer wenn man denkt, respektloser geht es nicht 

mehr, kommt von irgendwo ein Wirtschaftsrat da-

her. Nicht genug damit, dass sich die Beschäftigten 

in den letzten Wochen Vorwürfe zu ihrem Arbeits-

willen und zu vieler Krankentage anhören mussten. 

Nun hat der Wirtschaftsrat, ein CDU-naher bundes-

weit organisierter unternehmerischer Berufsver-

band, steuer- und sozialpolitische Vorschläge prä-

sentiert, die direkt dem neoliberalen Giftschrank 

entsprungen sind. Und als Gipfel der Dreistigkeit 

werden diese noch als „Agenda für die Arbeitneh-

mer“ betitelt. Worte bedeuten nichts mehr. 

Sozialabbau im großen Umfang 
Die sogenannten Empfehlungen gleichen 

einem sozialstaatlichen Kahlschlag. Grund-

rente und Altersrente für besonders lang-

jährig Versicherte sollen abgeschafft und 

das Renteneintrittsalter erhöht werden. Für 

Zahnarztbehandlungen, die mit über 18 

Mrd. Euro den fünftgrößten Posten bei den 

Ausgaben ausmachen (siehe Grafik), ist im 

Leistungskatalog der gesetzlichen Kran-

kenkassen kein Platz mehr vorgesehen. Zu 

guter Letzt sollen auch Teile der Pflege- und 

Unfallversicherung der Privatisierung an-

heimfallen. Wer nicht über ausreichend fi-

nanzielle Mittel verfügt, muss dann eben 

Mut zur (Zahn-)Lücke haben. 

Reichtumspflege per Steuerpolitik 
Nicht minder indiskutabel sind die Steuervorstel-

lungen der kalten Ellenbogenfraktion. Der Spitzen-

steuersatz soll später greifen und der Solidaritäts-

zuschlag, den nur die reichsten fünf Prozent der Be-

völkerung zahlen, komplett entfallen. Bei den Un-

ternehmenssteuern werden ebenfalls Entlastun-

gen für Kapitalgesellschaften anvisiert, während 

die Privilegien für große Unternehmenserben bei 

der Erbschaftsteuer selbstverständlich keiner Än-

derung bedürfen. So organisiert man gezielte Um-

verteilung von unten nach oben. 

Soziale Ungleichheit gefährdet Demokratie 

Kurzum: Was hier zu Papier gebracht wurde, ist der 

radikale Entsolidarisierungsversuch einer Gruppe 

von Überprivilegierten, die ihre eigenen Besitz-

stände auf Kosten der breiten Bevölkerung noch 

weiter steigern möchte. Das ist brandgefährlich 

und verantwortungslos. Schon jetzt ist gesell-

schaftliche Verunsicherung stark ausgeprägt, die 

Ungleichheit wächst. Der Ruf nach harten Ein-

schnitten wirkt deshalb auf die Menschen bedroh-

lich und beschädigt nachhaltig das Vertrauen in De-

mokratie und staatliche Institutionen. 

Unsicherheit ökonomisch kontraproduktiv 
Daneben erweisen sich die vom Wirtschaftsrat und 

anderen Akteuren vorgebrachten schrillen Kür-

zungsideen zunehmend als ökonomisches Risiko. 

Nicht nur wird der Standort schlechtgeredet und 

die Instabilität der öffentlichen Haushalte in Kauf 

genommen. In dem Maße wie Unsicherheit ge-

schürt wird, vergrößert sich auch die Sparneigung 

der Verbraucher*innen. Als Folge stagniert der pri-

vate Konsum und die bisher konjunkturstabilisie-

rende Binnennachfrage wird wieder abgewürgt. 

Was Beschäftigte wirklich brauchen 

Mit den Belangen der Beschäftigten hat dieser Klas-

senkampf von oben nichts gemein. Wer ernsthaft 

an ihnen interessiert ist, spricht über die Entlas-

tung kleiner und mittlerer Einkommen, stärkt die 

Tarifbindung und macht sich Gedanken, wie die 

Überreichen einen fairen Beitrag zum Gemeinwe-

sen leisten können. Doch diesbezüglich herrscht 

beim Wirtschaftsrat dröhnende Stille. Sein Pamph-

let atmet nur den Geist der sozialen Kälte. 
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